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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Ströbele und der Fraktion DiE GRÜNEN 
— Drucksache 1 0/5435 — 


Ehrung des Vorsitzenden des Soziaibeirats beim Bundesarbeitsministerium, 
Prof. Dr. Meinhold 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung - IV b 2 - 
42/67 - hat mit Schreiben vom 16. Juni 1986 namens der Bundes- 
regierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bimdesregienmg nimmt die Kleine Anfrage zum Anlaß, 
erneut ihre Auffassimg zu bekräftigen, daß der Nationalsozialis- 
mus ein immenschliches Regime unter verbrecherischer Führung 
war. Es trägt die Verantwortung für unsägliches Leid, das im 
Namen des deutschen Volkes Millionen Menschen in der Welt 
zugefügt worden ist. Bei der Bewältigung der Zeit nationalsoziali- 
stischer Gewaltherrschaft müssen alle Deutschen ohne Beschöni- 
gung und ohne Einseitigkeit der Wahrheit ins Auge sehen. Dies 
gilt auch für die Bewertung der damaligen beruflichen Tätigkeit 
von Prof, Dr. Meinhold. 

Prof. Dr. Meinhold hat vom 1, Januar 1941 bis zum 30. Juni 1944 ~ 
unterbrochen durch seinen Wehrdienst vom 21. Juh 1942 bis zum 
10. Juli 1943 - als Assistent bzw. Referent der Sektion Wirtschaft 
des Instituts für Deutsche Ostarbeit angehört, dessen Präsident 
der später als Kriegsverbrecher verurteüte Generalgouverneur 
Frank war. Nach seiner Entlassung aus dem Wehrdienst wegen 
einer Kriegsverwundung ist Prof. Dr. Meinhold vom Institut für 
Deutsche Ostarbeit zur Dienstleistimg bei der Regierung des 
Generalgouvernements, Hauptabteilung Wirtschaft, zimächst 
beurlaubt imd von dieser am 1. Juli 1944 übernommen worden. 
Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen hat 
er dort eine leitende Stellung aber nicht eingenommen. Hier- 
gegen spricht auch die Tatsache, daß er niemals Mitglied der 
NSDAP war. 
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Der berufliche Werdegang von Prof. Dr. Meinhold in den Jahren 
bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges war bereits bei seiner 
Übernahme in den Dienst des Zentralamts für Wirtschaft in Min- 
den (später Verwaltungsamt für Wirtschaft, dann Verwaltung für 
Wirtschaft des vereinigten Wirtschaftsgebietes in Frankfurt/Main) 
im Jahre 1946 und in den Dienst des Bundesministeriums für 
Wirtschaft im Jahre 1949 bekannt; seine damaligen Tätigkeiten 
sind auch von den AUüerten, die im Besitz der Unterlagen des 
Instituts für Deutsche Ostarbeit waren, überprüft worden. 

Die Kleine Anfrage gibt keine Veranlassug, die Tätigkeit von Prof. 
Dr. Meinhold in Krakau heute anders zu beurteilen, als dies kurz 
nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges geschehen ist. Aus 
seinen damals verfaßten Arbeiten geht hervor, daß auch er von 
der in der damaligen Zeit üblichen Terminologie nicht frei war. 
Dies hat Prof. Dr. Meinhold vor wenigen Tagen selbst als Fehler 
eingeräumt und dabei für sich — und sicher für viele, die sich in 
einer vergleichbaren Situation befunden haben — die Frage axif- 
geworfen, ob sich nicht alle dem Nazi-Regime hätten verweigern 
sollen. Dies macht die Verstrickungen deutlich, in die viele Deut- 
sche während des nationalsozialistischen Regimes durch die 
Umstände der Zeit geraten sind. 

Man wird Prof. Dr. Meinhold nicht gerecht, wenn man ihn allein 
aufgrund von bruchstückhaften und aus ihrem Kontext gerissenen 
Zitaten beurteüt. Dies güt erst recht, wenn diese Zitate in einen 
konstnüerten Zusammenhang gebracht werden, der die Aussa- 
gen seiner Arbeiten unrichtig oder unvollständig wiedergibt. Wer 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik seit Kriegsende dxirch nicht 
belegbare Unterstellimgen und Verdächtigungen in eine Konti- 
nuität mit dem unmenschlichen und verbrecherischen Handeln 
der Nationalsozialisten rückt, verharmlost das NS-Regime und 
beleidigt alle, die seit 1945 in Deutschland am Aufbau eines 
demokratischen und sozialen Rechtsstaats mitgewirkt haben. 

Nach seinem Ausscheiden aus dem Bundeswirtschaftsministe- 
rium im Jahre 1952, in dem er zuletzt ein Grundsatzreferat geleitet 
hatte, war Prof. Dr. Meinhold zunächst als Hochschullehrer in 
Heidelberg und anschließend in Frankfurt tätig. Mit Wirkung vom 
2. Juni 1959 an wurde er erstmals von der Bundesregierung als 
Vertreter der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften zum Mitglied 
des Sozialbeirats berufen. Nach Ablauf der im Gesetz festgelegten 
Mitgliedschaft von vier Jahren wurde Prof. Dr. Meinhold von den 
jeweiligen Bundesregierungen wieder berufen. 

Schon zu Beginn seiner Mitgliedschaft wurde Prof. Dr, Meinhold 
von den Mitgliedern des Sozialbeirats, dem Vertreter der Versi- 
cherten und der Arbeitgeber sowie unabhängige Wissenschaftler 
angehören, zum Vorsitzenden gewählt. Nach Ablauf der Amtszeit 
von jeweüs zwei Jahren wurde er von den Mitgliedern dieses 
Grenüums, dessen Zusammensetzung sich im Laufe der Jahre 
änderte, bis heute in dieser Funktion ohne Gegenstimme bestä- 
tigt. Im Frühjahr dieses Jahres hat Prof. Dr. Meinhold aus Alters- 
gründen den Vorsitz mit Wirkung vom 30. Juni 1986 niedergelegt. 
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Für die Berufung von Prof. Dr. Meinhold zum Mitglied des Sozial- 
beirats war sein hohes Ansehen als Wissenschaftler maßgebend. 
Sein bei den Sozialpartnern imd über Parteigrenzen hinweg aner- 
kannter Sachverstand imd sein sozialpolitisches Engagement 
haben die jeweiligen Bundesregierungen bestimmt, ihn im Jahre 
1964 auch in die Sozial-Enquete-Kommission, im Jahre 1978 in die 
Sachverständigenkomnüssion für die soziale Sicherung der Frau 
und der Hinterbliebenen sowie im Jahre 1982 in die Sachverstän- 
digenkommission Alterssicherungssysteme zu berufen, in die bei- 
den zuletzt genannten Komnüssionen jeweüs als Vorsitzenden. 
Außerdem ist er seit 1952 Mitglied des wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesminister für Wirtschaft. 

Für seine hervorragenden Verdienste um die Gestaltxmg der Wirt- 
schafts- und Sozialordnung in der Bundesrepublik Deutschland 
wurde Prof. Dr. Meinhold im Jahre 1975 mit dem Großen Ver- 
dienstkreuz des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutsch- 
land ausgezeichnet. 

Die vorliegende Kleine Anfrage gibt keine Veranlassung, an der 
persönlichen Integrität von Prof. Dr. Meinhold, insbesondere an 
seiner demokratischen Gesinnung, zu zweifeln,- auch sein bedeu- 
tender und allgemein anerkannter Beitrag zum Aufbau des 
Sozialstaates kann dadurch nicht gemindert werden. Die Bundes- 
regierung sieht in der Kleinen Anfrage im übrigen den untaug- 
lichen und aussichtslosen Versuch, den freiheitlich- demokra- 
tischen Neuaufbau und die Ergebnisse einer 40jährigen erfolg- 
reichen Sozialpolitik in der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Zusammenbruch der nationalsozialistischen Gewaltherr- 
schaft in Frage zu stellen. 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der seit 1959 dem Sozialbei- 
rat der Bundesregierung Vorsitzende Prof. Dr. Meinhold von Januar 
1941 bis August 1943, unterbrochen durch eine sieben Monate 
dauernde Militärzeit, als Referent der Sektion Wirtschaft des Insti- 
tuts für Deutsche Ostarbeit in Krakau gearbeitet hat? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Prof. Dr. Meinhold anschhe- 
ßend, versehen mit einem „Sonderauftrag", eine leitende Stellung 
in der Hauptabteilung Wirtschaft des Generalgouvernements 
„Polen" einnahm? 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Institut für Deutsche 
Ostarbeit dem Generalgouvemeur und Kriegsverbrecher Hans 
Frank unmittelbar unterstand, und Prof. Dr. Meinhold seine Auf- 
gabe darin sah, „Regierungsstellen zur Planung praktischer Maß- 
nahmen" vertrauhches Material an die Hand zu geben? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf einer Arbeitstagung des 
Instituts für Deutsche Ostarbeit im März 1941 unter Mitwirkung 
Prof. Dr. Meinholds der Beschluß gefaßt wurde, „daß auch die 
Ostjudenfrage zum Aufgabenbereich des Instituts gehöre", weil 
„eine gründliche wissenschaftliche Behandlung gerade dieses Pro- 
blems" erforderlich sei „als Vorbereitung einer endgültigen 
gesamteuropäischen Lösung dieser Frage nach Beendigung des 
Krieges"? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Prof. Dr. Meinhold im 
Sommer 1941 in einer Expertise für die Regierung des Generalgou- 
vernements erwog, „einen Teil der Polen oder auch alle weit nach 
Osten aus{zu)siedeln"? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Prof. Dr. Meinhold in dersel- 


3 



Drucksache 10/5693 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


ben Expertise formulierte, daß jede „Eingliederung ins General- 
gouvernement, wenn sie wirtschaftlich von Nutzen sein soll, auch 
von Siedlimgsbewegimgen begleitet ist"? 

6. Ist der Bimdesregierung bekannt, daß Prof. Dr. Meinhold 1941 
vorschlug: „Die Bevölkerungsdichte im Generalgourvemement 
wird herabgesetzt" und daß er diesen Vorgang abgrenzte gegen 
die Möglichkeit der sogenannten „Wanderarbeit ins Reich", von 
der ihm „Gefahren völkischer Vermischimg" auszugehen 
schienen? 

7. Ist der Bimdesregierung bekannt, daß Prof. Dr. Meinhold 1941 im 
Rahmen seiner ökonomischen Planungen im besetzten Polen damit 
kalkulierte, „daß durch die Regelung der Judenfrage eine Anzahl 
von Arbeitsplätzen frei wird und gleichzeitig eine allerdings nicht 
ausreichende Verminderung der Volkszahl eintritt", die die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt des Generalvouvemements „zunächst" 
erleichtern könne? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Befriedigung, mit der Prof. 
Dr. Meinhold ein Jahr später die Ökonomischen Ergebnisse der 
„Endlösung" resümierte? 

9. Ist der Bundesregierung in diesem Zusammenhang bekannt, daß 
Prof. Dr. Meinhold 1942 schrieb: 

— „Zwar sind, besonders durch die Ausschaltung der Juden, viele 
Arbeitsplätze im Handel frei geworden. Diese dürften aber als 
Basis für die Beschäftigimg der nötigen Menge von Arbeitskräf- 
ten lücht ausreichen. " 

— „Die eingangs festgesteUte Besitzzersplitterimg und der damit 
verbimdene dichte Besatz vor allem des Gebiets des General- 
gouvernements mit kleinstgewerblichen Betrieben hat sich 
schon günstig verändert. {. . .) Bei dem hohen Anteü von Juden 
gerade in diesen Gewerbezweigen kann natürlich von einer 
Überbesetzung nach der Bereinigung des Judenproblems nicht 
gesprochen werden. " ? 


Die Bundesregierung verweist auf die Vorbemerkungen. 


10. Wie beurteüt die Bundesregierung die Auffassimg jüngerer Histo- 
rikerinnen und Historiker, daß gerade die Verbindimg von Bevöl- 
kerungspolitik nüt Sozial- imd Wirtschaftspolitik zum Völkermord 
an den europäischen Juden führte? 


Die Bimdesregierung hält die in der Frage dargestellte Auf- 
fassung für abwegig. 


1 1 . Wie beurteilt die Bimdesregierung die Bedenken vieler Persönlich- 
keiten aus dem öffentlichen Leben, die in der bis 1952 währenden 
Tätigkeit Prof. Dr. Meinholds als Leiter der Gnmdsatzabteüung im 
Bundeswirtschaftsministerium nachträglich eine mögliche Gefähr- 
dung des demokratischen Neuanfangs sehen? 


Die Bundesregierung hält solche Bedenken für abwegig. 


12. Sieht die Bundesregierung in der fast drei Jahrzehnte dauernden 
Tätigkeit Prof. Dr. Meinholds als ihrem führenden sozialpolitischen 
Berater die Gefahr einer möglichen Kontinuität von Planungen aus 
der NS- Zeit, die vor allem darin liegen könnte, daß Prof. Dr. 
Meinhold nach wie vor die enge Verbindung von Wirtschafts-, 
Sozial- und Bevölkerungspolitik verficht? 


Nein. 
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13. Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, die 77 vorhandenen 
Wortprotokolle ihres Sozialbeirats öffentlich zugänglich zu 
machen, damit die in der Frage 12 angedeuteten möglichen Ge- 
fahren überprüft werden können? 

Die Bundesregierung sieht - wie die Antwort zu Frage 12 zeigt — 
solche Gefahren nicht. Daher besteht nach ihrer Auffassung auch 
keine Veranlassiuig, die Sitzungsniederschriften des Sozialbeirats 
der öffenüichkeit zugängüch zu machen. 

Die Befugnis zur Entscheidung darüber, ob die Sitzungsnieder- 
schriften der öffenüichkeit zugänghch gemacht werden, hegt im 
übrigen allein beim Sozialbeirat. Denn die Vertrauüchkeit seiner 
Beratungen und der hierüber gefertigten Sitzungsniederschriften 
beruhen auf der Geschäftsordnimg, die er sich selbst gegeben hat. 
Insoweit imterscheidet sich der Sozialbeirat nicht von vergleich- 
baren anderen Gremien. 

Die Beratimgen des Sozialbeirats finden in seinen Gutachten 
ihren Niederschlag. Diese werden von der Bundesregierung den 
gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet und veröffentiicht. 


14. Warum werden die Protokolle des Sozialbeirats als „absolut 
geheim" eingestuft, und axif welcher gesetzlichen Grimdlage 
geschieht das? 


Die Protokolle des Sozialbeirats sind nicht als „absolut geheim" 
eingestuft. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 13 ver- 
wiesen. 


15. Wie beurteüt die Bundesregierimg die Auffassungen, die behaup- 
ten, daß zu wesentiichen Strukturelementen des Nazi-Regimes der 
Versuch gehörte, gesellschaftliche Konflikte zum einen mit sozial- 
wissenschaftlichen Instrumentarien zu beherrschen (etwa im Rah- 
men des Sicherheitsdienstes oder des Arbeitswissenschaftlichen 
Instituts der Deutschen Arbeitsfront) und zum anderen ihre Beherr- 
schung dadurch zu erleichtern, daß die Entscheidungsprozesse 
möglichst lange geheim und von einer Öffentlichkeit abgeschirmt 
vorbereitet wurden? 


Die Bimdesregienmg überläßt die Beurteüung der in der Frage 
dargesteUten Auffassimg der Geschichtswissenschaft. Sie sieht im 
übrigen auch keinen Zusammenhang zwischen der FragesteUimg 
imd der Aufgabenstellung imd Tätigkeit des Sozialbeirats. 


16. Ist die Bundesregierimg bereit, den außerordentlich wichtigen 
Sozialbeirat durch ein in der Funktion entsprechendes demokra- 
tisches kontrollierbares Gremium zu ersetzen? 


Die Bimdesregienmg weist die in der Frage enthaltene Unterstel- 
lung zurück. Der Sozialbeirat ist ein durch Gesetz geschaffenes 
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Sachverständigengremium, das die demokratisch legitimierten 
Orgcine des Bundes - Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung 
- berät. Seine Mitglieder werden von der Bundesregierung be- 
rufen, die der parlamentarischen Kontrolle unterliegt. 
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